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Rülke: Kostenexplosion im ÖPNV und neue Steuer durch die Hintertür

ÖPNV-Anbindungspflicht und geplante Nahverkehrsabgabe lassen Schlimmes befürchten

 

Im Zusammenhang mit den im Sondierungspapier zwischen Grünen und CDU enthaltenen Aussagen zum
Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV), sagte der Vorsitzende der FDP/DVP Fraktion, Dr. Hans-Ulrich
Rülke:

 

„Dem Öffentlichen Personennahverkehr droht eine Kostenexplosion. Die so genannte ‚Garantie für den
öffentlichen Nahverkehr‘ zwingt die Aufgabenträger des ÖPNV dazu, dass ‚alle Orte in Baden-
Württemberg von fünf Uhr früh bis Mitternacht mit dem öffentlichen Nahverkehr erreichbar‘ sein müssen.
Somit sollen auch kleinste Ortsteile in den nächsten fünf Jahren für neunzehn Stunden am Tag mit dem
ÖPNV bedient werden, egal wie unwirtschaftlich das im Einzelfall auch sein mag. Damit kommt
zwangsläufig eine Kostenlawine auf die Kreise und Kommunen zu, die das bezahlen müssen. In dem
Papier heißt es weiter, dass zur Finanzierung der kommunalen Ebene per Landesgesetz das Recht
gegeben werden soll, mit einem so genannten Mobilitätspass zusätzliche Einnahmen zu erzielen. Die
Kommunen werden also erst gezwungen, enorme Kosten in Kauf zu nehmen und müssen dann aus der
faktischer Not heraus eine neue Steuer zur Schröpfung der Bürger einführen. Wenn das Land diesen
Standard will, dann soll es diesen nach dem Konnexitätsprinzip unserer Landesverfassung auch tragen!
Wer bestellt, der bezahlt – so einfach! Hier wird ein falsches Spiel gespielt: Verbesserungen seitens der
Landesregierung versprechen und den Kopf müssen dann die Kommunen herhalten, die den Ärger über
neue Zwangsabgaben abbekommen. Es zeigt sich, dass die CDU jeglichen ordnungspolitischen und
moralischen Kompass verloren hat. Nur um bei den Grünen weiterhin am Katzentisch in der Regierung
sitzen zu dürfen, wird mit Taschenspielertrick eine neue Steuer erfunden und die Schuld dann bei Kreisen
und Kommunen abgeladen. Bluten müssen dann die Steuerzahler.“

 

 


